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Präambel 
Aufgrund des § 10 i.V.m. § 13 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.9.2004 (BGBl. I S. 2414) einschließlich aller rechtskräfti-
gen Änderungen sowie § 86 der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern 
(LBauO M-V) in der Fassung vom 18.04.2006 (GVOBl. M-V S. 102) einschließlich 
aller rechtskräftigen Änderungen wird nach Beschlussfassung der Stadt Ostseebad 
Kühlungsborn vom 14.08.2008 folgende Satzung über die 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 30 der Stadt Ostseebad Kühlungsborn "Untere und mittlere Her-
mann-Häcker-Straße", gelegen in Kühlungsborn West, umfassend das Flurstück 
212/1, Flur 1 der Gemarkung Kühlungsborn, begrenzt durch die Hermann-Häcker-
Straße im Osten, im Norden durch das Flurstück 213, im Süden durch das Flurstück 
211 und im Westen durch das Flurstück 198, Flur 1 der Gemarkung Kühlungsborn, 
bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie die Satzung 
über die örtlichen Bauvorschriften erlassen: 

 
Teil B - Text 
Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 3 Investitionserleichte-
rungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22.4.1993 (BGBl. I S. 466) 
 
 
1. Inhalt des Bebauungsplanes (§ 9 BauGB und § 86 LBauO M-V) 

Gegenstand der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 30 ist eine Überpla-
nung auf dem Flurstück 212/1, Flur 1, der Gemarkung Kühlungsborn (Hermann-
Häcker-Straße 12) gemäß den nachfolgenden Festsetzungen und örtlichen 
Bauvorschriften. Alle sonstigen Festsetzungen des rechtsgültigen Bebauungs-
planes Nr. 30 und alle sonstigen örtlichen Bauvorschriften gelten unverändert 
für die Satzung über die 1. Änderung weiter fort. 

 
2. Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 Abs. 9, 4, 

16,18 BauNVO) 
2.1 Für zweigeschossige Hauptgebäude gilt eine Dachneigung von 45°.  
2.2 Die max. zulässige Firsthöhe wird mit 10,0 m über der Geländeoberkante fest-

gelegt. Für die festgesetzte Firsthöhe gilt als Bezugspunkt die Oberkante der 
anbaufähigen Erschließungsstraße, zu- bzw. abzüglich des natürlichen Höhen-
unterschiedes gegenüber der Mitte der straßenseitigen Gebäudefront. 

2.3 Der Dachgeschossausbau für Wohnzwecke ist zulässig, für Ferienwohnungen 
oder gewerbliche Zwecke unzulässig.  

 
3. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs.1 Nr. 6  

BauGB) 
 Je selbstständigem Wohngebäude sind max. 2 Dauerwohnungen zulässig. 
  
4. Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB sowie § 86 LBauO M-V) 
4.1 Die Hauptdächer sind nur als rote Ziegeldächer zulässig. 
4.2 Bei der Gestaltung der Außenwände ist nur die Verwendung von rotem Sicht-

mauerwerk zulässig . 
 

 

Hinweise 
 
Der Geltungsbereich der Satzung liegt innerhalb der Trinkwasserschutzzone III B der 
Wasserfassung Kühlungsborn-Bad Doberan. Die damit verbundenen Verbote und 
Nutzungsbeschränkungen zum Trinkwasserschutz gemäß der Richtlinie für Trink-
wasserschutzgebiete - 1. Teil "Schutzgebiete für Grundwasser" (DVGW Regelwerk 
Arbeitsblatt W 101) sind zu beachten. 
 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind von der geplanten Maßnahme keine Bo-
dendenkmale betroffen. Um die Arbeiten nötigenfalls baubegleitend archäologisch 
betreuen zu können, ist es erforderlich, der Unteren Denkmalschutzbehörde beim 
Landkreis Bad Doberan den Beginn der Erdarbeiten rechtzeitig, mindestens zwei 
Wochen vorher schriftlich und verbindlich anzuzeigen. Werden unvermutet Boden-
denkmale entdeckt, ist dies gem. § 11 Abs. 2 Denkmalschutzgesetz (DSchG) unver-
züglich der zuständigen Behörde anzuzeigen. Fund und Fundstelle sind bis zum Ein-
treffen eines Vertreters des Landesamtes für Bodendenkmalpflege bzw. der Kreisbo-
dendenkmalpflege in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich hierfür sind 
der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, 
die den Wert des Fundes erkennen. 
 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind in dem Geltungsbereich der Satzung keine 
Altablagerungen oder Altlastenverdachtsflächen bekannt. Werden bei Bauarbeiten 
Anzeichen für bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes (unnatürlicher Ge-
ruch, anormale Färbung, Austritt verunreinigter Flüssigkeiten, Ausgasungen, Altabla-
gerungen) angetroffen, ist der Grundstücksbesitzer gem. § 11 Kreislaufwirtschafts-
und Abfallgesetz zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs 
verpflichtet. Auf die Anzeigepflicht beim Umweltamt des Landkreises, Untere Boden-
schutzbehörde, wird hingewiesen. 
 
Es gelten die Stellplatzsatzung und die Satzung zur Gestaltung der Vorgärten der 
Stadt Ostseebad Kühlungsborn in der zuletzt geänderten Fassung.  
 
 

Verfahrensvermerke 
 
(1) Der Aufstellungsbeschluss der Stadtvertreterversammlung über die 1. Ände-

rung des Bebauungsplanes Nr. 30 wurde am 31.01.2008 gefasst. Die ortsübli-
che Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist am 12.06.2008 durch 
Veröffentlichung in der Ostseezeitung erfolgt. 

 
Stadt Ostseebad Kühlungsborn, den 

       (Siegel)  Der Bürgermeister
 
(2) Die Stadtvertreterversammlung hat am 5.6.2008 den Entwurf der 1. Änderung 

des Bebauungsplanes Nr. 30 mit Begründung einschließlich der örtlichen Bau-
vorschriften gebilligt und zur öffentlichen Auslegung bestimmt.  

 
Stadt Ostseebad Kühlungsborn, den 

       (Siegel)  Der Bürgermeister
 
(3) Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 30, bestehend aus der 

Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) und die Begründung dazu sowie 
der Entwurf der örtlichen Bauvorschriften haben nach § 13 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. 
§ 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 20.6.2008 bis zum 21.7.2008 während der 
Dienststunden in der Stadtverwaltung Ostseebad Kühlungsborn öffentlich aus-
gelegen. Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass von einer Um-
weltprüfung abgesehen wird und dass Anregungen während der Auslegungs-
frist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden kön-
nen, am 12.06.2008 durch Veröffentlichung im Amtlichen Bekanntma-
chungsblatt der Stadt Ostseebad Kühlungsborn bekannt gemacht worden. E-
benfalls wurde daraufhin gewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stel-
lungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksich-
tigt bleiben können.  

 
Stadt Ostseebad Kühlungsborn, den 

       (Siegel)  Der Bürgermeister
 
(4) Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange sind gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 3 i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom
23.06.2008 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert und über die öffentli-
che Auslegung unterrichtet worden. 

 
Stadt Ostseebad Kühlungsborn, den 

       (Siegel)  Der Bürgermeister
  
(5)  Der katastermäßige Bestand am                wird als richtig dargestellt beschei-

nigt. Hinsichtlich der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbe-
halt, dass eine Prüfung nur grob erfolgte, da die rechtsverbindliche Flurkarte im 
Maßstab 1:           vorliegt. Regressansprüche können nicht abgeleitet werden. 

 
....................................., den 

     (Siegel)  Öffentlich best. Vermesser
 
(6)  Die Stadtvertreterversammlung hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie 

die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
am 14.08.2008 geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.  

 
Stadt Ostseebad Kühlungsborn, den 

       (Siegel)  Der Bürgermeister
 
(7)  Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 30, bestehend aus der Planzeich-

nung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie die örtlichen Bauvorschriften  wurden 
am 14.08.2008 von der Stadtvertreterversammlung als Satzung beschlossen. 
Die Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplan Nr. 30 wurde gebilligt. 

 
Stadt Ostseebad Kühlungsborn, den 

       (Siegel)  Der Bürgermeister
 
(8)  Die Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 30, bestehend aus 

der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt. 
 

Stadt Ostseebad Kühlungsborn, den 
       (Siegel)  Der Bürgermeister

 
(9) Der Satzungsbeschluss und die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der 

Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt 
Auskunft zu erhalten ist, sind am 21.08.2008 im Amtlichen Bekanntma-
chungsblatt der Stadt Ostseebad Kühlungsborn bekannt gemacht worden. In 
der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die 
Rechtsfolgen (§ 215 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Ent-
schädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Die Satzung ist 
mit Ablauf des 21.08.2008 in Kraft getreten. 

 
Stadt Ostseebad Kühlungsborn, den 

       (Siegel)  Der Bürgermeister

 
 

SATZUNG DER 
STADT OSTSEEBAD KÜHLUNGSBORN 

ÜBER DIE 1. ÄNDERUNG DES 
BEBAUUNGSPLANES NR. 30 

"Untere und mittlere Hermann-Häcker-Straße" 
 
 

gelegen in Kühlungsborn West, umfassend das Flurstück 212/1, Flur 1, der Gemar-
kung Kühlungsborn, begrenzt durch die Hermann-Häcker-Straße im Osten, im Nor-

den durch das Flurstück 213, im Süden durch das Flurstück 211 und im Westen 
durch das Flurstück 198, Flur 1 der Gemarkung Kühlungsborn 

 
 
 

14.08.2008 

Übersichtsplan   
 

Plangrundlagen: 
Flurkarte im Maßstab 1:1000, Kataster- und Vermessungsamt Bad Doberan, Stand 
März 2006, Unterlagen des Bauamtes Kühlungsborn 


